
n  Am Tag vor der Plenarsitzung fassten die 
Kabinette von Hamburg und Schleswig-Hol-
stein den Beschluss, ein gemeinsames Rettungs-
paket f"r die HSH-Nordbank zu schn"ren. 
Dabei geht es f"r jedes Land um 1,5 Milliarden 
Euro Eigenkapital und eine Garantieerkl#rung 
in H$he von f"nf Milliarden Euro.  Die Landes-

regierungen waren 
der %berzeugung, 
dass dies f"r den 
Steuerzahler noch 
die ertr#glichste 
L$sung sei: Im 
Fall einer Abwick-
lung der Bank 
h#tte Schleswig-
Holstein aufgrund 
der Gew#hrstr#-

gerha&ung bis zu 65 Milliarden Euro "berneh-
men m"ssen. 

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird 
nun das Sanierungskonzept der Bank unter Ein-
beziehung externer Fachleute bis zur anstehen-
den Landtagsbefassung Ende M#rz pr"fen.
Der N$tigungscharakter der derzeitigen Finanz- 
und Wirtscha&skrise schr#nke die politischen 
Handlungsspielr#ume ein, stellte der CDU-Fi-
nanzexperte Frank Sauter fest. Nach den Ge-
spr#chen mit dem SoFFin sei deutlich: Solange 
die rechtliche Au&eilung der HSH in Kernbank 
und Abbaubank nicht vollzogen ist, darf und 
wird der Sonderfonds sich nicht mit eigenen 
Mitteln an einer Kapitalaufstockung beteiligen. 

Die Bundesl#nder Schleswig-Holstein und 
Hamburg seien als wesentliche Alteigent"mer 
selbst gehalten, die Altlasten abzuschirmen und 
eine marktgerechte Aufstockung des Kernkapi-
tals herbeizuf"hren. Alle anderen M$glichkeiten 
w#ren im Ergebnis schlechter. 

„FÜR DIE DAU-
ERHAFTE BEIBE-
HALTUNG DER 
ANTEILE AN DER 
HSH-NORDBANK 
BESTEHT KEIN AN-
LASS.“
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 Die Entscheidung "ber die Neuausrichtung 
der HSH-Bank tre'e der Landtag im %brigen 
nicht im lu&leeren Raum. Es gebe die Progno-
sen und Markteinsch#tzungen der Bank. Es l#-
gen "bereinstimmende Bewertungen von nam-
ha&en Gutachtern vor. 
Und auch die L#nder als Eigent"mer h#tte eige-
ne Gutachter und Berater beau&ragt, die Stich-
haltigkeit des Zukun&skonzepts und der Pro-
gnosedaten auf Belastbarkeit zu pr"fen. 
 ªWenn die Koalitionsfraktionen nun ihrer-
seits externen Rat einholen, ist dieses Ausdruck 
einer besonderen Verantwortung in einer be-
sonderen Situation. Denn die vom Parlament 
Ende M#rz zu tre'ende Entscheidung wird f"r 
unser Land von weit reichender ± wenn nicht 
sogar schicksalha&er Bedeutung seinª, stellte 
Sauter klar.
 Das vorliegende ¹Drei-plus-Zehnª - Mo-
dell erf"lle alle vom SoFFin im November 
vergangenen Jahres gestellten Au(agen. Die 
Bedingungen f"r die Inanspruchnahme des 
B"rgscha&skapitals f"r den Interbankenverkehr 
seien und blieben erf"llt. 

 Die Einsicht in das Notwendige speise sich in 
dieser besonderen Situation aus dem Zwang der 
Umst#nde. Bis Ende kommenden Monats m"sse 
eine Entscheidung getro'en werden. 
 Trotz der Ho'nung, die HSH f"r die Zukun& 
erfolgreich aufstellen zu k$nnen, blieben dar"ber 
hinausgehende Grundsatzfragen auf der poli-
tischen Tagesordnung. Die CDU habe schon in ih-
rem Programm zur Landtagswahl 2005 geschrie-
ben: ¹F"r die dauerha&e Beibehaltung der Anteile 
an der HSH Nordbank besteht kein Anlassª. 
 Der heutige Innenminister Lothar Hay habe 
damals die CDU-Position kritisiert, indem er 
meinte, die Union wolle ¹die Landesanteile an der 
HSH Nordbank verscherbelnª. 
 Der damalige Finanzminister Dr. Ralf Stegner 
habe der CDU vorgeworfen, der ¹angepeilte An-
teilsverkauf schw#che Schleswig-Holstein als Ban-
kenstandortª. 
 F"r die CDU gelte: Der Staat erh#lt die M#rkte, 
aber er ist nicht Marktteilnehmer. ¹F"r unseren 
Zusammenhang bedeutet dies: Der Staat erh#lt die 
Banken, aber er ist nicht selber Banker. Der Staat 
muss in diesen Tagen das Urvertrauen liefern, auf 
dem sich das verloren gegangene Vertrauen zwi-
schen den Marktteilnehmern wieder au)auen 
sollª, so Sauter abschlieûend.
Drucksache: 16/2508 und 16/2509

Frank Sauter
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Liebe Leserinnen und Leser,

AUS DEM LANDTAG

Die weltweite Wirt-
scha"s- und Fi-
nanzkrise macht 
Deutschland und 
Schleswig-Holstein 
zu scha#en. Die Be-
lastungen durch die 
HSH-Nordbank sind 
gewaltig. Gefragt sind 
jetzt klare Konzepte, 
erkennbare Sorgfalt 

in den Entscheidungen sowie Besonnenheit in 
der Diskussion. Dies wird besonders deutlich 
am $ema der Schuldenbremse: 
Seit zwei Jahren wurde in der F%deralismus-
kommission II auch darum gek&mp" eine 
wirksame Begrenzung der Neuverschuldung zu 
erreichen. Denn seit mehr als 40 Jahren haben 
f'r Generationen von Politikern die bisherigen 
Regeln erkennbar nicht ausgereicht.
Schleswig-Holstein hat in seinem sechzigj&h-
rigen Bestehen 24 Milliarden Schulden gemacht. 
Ohne Zweifel davon war vieles dem Wiederauf-
bau nach dem zweiten Weltkrieg geschuldet. 
Dies gilt umso mehr, als viele Fl'chtlinge und 
Vertriebene in unserem Bundesland eine neue 
Heimat gefunden haben. Deshalb hat Schles-
wig-Holstein mit vergleichsweise h%heren Schul-
den zu k&mpfen, als andere Bundesl&nder.
Vor diesem Hintergrund h&tte auch ich mir 
mehr Mittel zur Bew&ltigung der Altschulden-
problematik gew'nscht. Ich sage aber auch: 
Unser Regierungsprogramm 2005 sah ohne 
Hilfen einen ausgeglichenen Haushalt bis 2015 
vor. Unsere Konzepte zum B'rokratieabbau 
und unser zentrales Personalmanagementkon-
zept haben den Weg zu einem Haushalt ohne 
neue Schulden vorgezeichnet. Das ist auch un-
ser Anspruch an verantwortungsvolle Politik: 
Wir wollen nicht auf Kosten anderer leben, wir 
sind in der Lage, unsere Rechnungen selbst zu 
bezahlen. 
Unser Koalitionspartner SPD war und ist nicht 
bereit, diesen Weg der Einsparungen mitzuge-
hen. Er ist auch nicht bereit, einer Schulden-
bremse zuzustimmen, weil die Vereinbarung ein 
¹Verarmungsprogramm f'r Schleswig-Holsteinª 
sei. Manche Dinge m'sse man sich einfach lei-
sten. Der Gestaltungshorizont der SPD endet 
o#ensichtlich an der Kreditlinie des Landes. 
Genau diese Einstellung treibt viele Menschen 
heute in die Privatinsolvenz. Ein Land darf man 
so nicht regieren. (brigens: Von den 23 Milli-
arden Euro Schulden, die Schleswig-Holstein in 
60 Jahren aufgenommen hat, entfallen  mehr als 
die H&l"e auf die 18-j&hrige SPD-Regierungsbe-
teiligung. 

Herzlichst Ihr

Die!Finanzkrise!#berwinden!und!Schleswig-
Holstein!stark!machen!f#r!die!Zukun$%
n  Im Rahmen der Landtagssitzung wurde 
auch das Konjunkturprogramm II diskutiert. 
Der Wirtscha&sexperte der CDU, Johannes 
Callsen, stellte fest, dass die Bundesregierung 
angesichts der anstehenden Probleme das 
einzig richtige tue: ¹Den Verwerfungen in 
der Weltwirtscha& wird das gr$ûte Konjunk-
turprogramm der letzten 60 Jahre entgegen 
gestelltª, so Callsen. 
 Bei aller Dramatik warnte Callsen davor, 
die St#rken der sozialen Marktwirtscha& 
durch Begri'e wie ¹Marktradikalismusª oder 
¹*nanzmarktgetriebener Kapitalismusª zu 
diskreditieren. ¹Und die Finanzmarktkrise 
ist schon gar keine Grundlage, um die Ver-
staatlichung von Stromnetzen oder der Bahn 
und staatliche Mindestl$hne zu fordern und 
damit sozialistischen Idealen den Weg zu 
ebnenª, so der Wirtscha&sexperte.  Die sozi-
ale Marktwirtscha& habe "ber Jahrzehnte in 
Deutschland f"r Wohlstand, Arbeitspl#tze 
und soziale Absicherung gesorgt. Deshalb 
sei es richtig, dass Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel innerhalb und auûerhalb der EU 
konsequent f"r die soziale Marktwirtscha& 
als Ordnungsrahmen f"r die globalen M#rkte 
eintrete. 
 Soziale Marktwirtscha& habe auch etwas 
mit Verantwortung zu tun. Der Ausgangs-
punkt der Finanzkrise mit der Gew#hrung 
von Immobilienkrediten f"r Menschen, die 
keine Sicherheiten hatten und deren Raten 
niemals abtragen konnten, sei ein Beispiel f"r 
Verantwortungslosigkeit.  Jetzt gehe es kon-
kret darum, die Folgen dieser internationalen 
Verwerfungen auf Deutschland und Schles-
wig-Holstein abzufedern. 
 Die CDU-gef"hrte Bundesregierung habe 
hierzu ein umfangreiches Konjunkturpaket 
geschn"rt. Sie senke damit die Steuer- und 
Abgabenlast, sie setze Anreize zum Kauf neuer 
e+zienterer Autos, sie erweitere die M$glich-
keiten der Kurzarbeit, um Arbeitspl#tze zu 
erhalten, auch in den kleinen und mittleren 
Betrieben. ¹Das Kernst"ck des Konjunktur-
programms ist jedoch ein 14 Milliarden Euro 
schweres Investitionspaket. Davon werden die 
L#nder 10 Milliarden erhalten und Schleswig-
Holstein wird 322 Millionen Euro bekommen. 
Zusammen mit dem Eigenanteil werden in 
unserem Bundesland 430 Millionen Euro f"r 
Investitionen bereitgestelltª, so Callsen.
 Diese Mittel k#men zu 65 7 der Bildungs-
infrastruktur zugute. Der enorme Investiti-
onsstau aus der Vergangenheit auch im Bil-
dungsbereich k$nne damit nicht komplett 
aufgel$st werden, aber es sei ein Anfang.

Neben der Bildungsinfrastruktur werde auch 
in die klassische Infrastruktur investiert. Die 
Sanierung kommunaler Krankenh#user, der 
St#dtebau, der Ausbau und Erhalt der l#nd-
lichen Infrastruktur und L#rmschutzmaû-
nahmen an kommunalen Straûen w"rden 
gef$rdert. ¹Wir haben daf"r gesorgt, dass der 
Ausbau der Breitbandnetze in Schleswig-Hol-
stein nicht zu kurz kommt ± "brigens seit 2005 
ein Schwerpunktthema dieser Landesregie-
rung. Die schnellen Internetanschl"sse sind 
elementar f"r das erfolgreiche Wirtscha&en 
unserer mittelst#ndischen Unternehmen. Das 
haben mir nicht nur die Vertreter der Hand-
werksbetriebe in zahlreichen Gespr#chen im-
mer wieder best#tigt. Hier sieht man eindeutig 
auch die Handschri& der CDU-Fraktionª, so 
Callsen. 
 Die CDU-gef"hrte Landesregierung habe 
jetzt alle Voraussetzungen gescha'en, um eine 
z"gige Umsetzung des Konjunkturpaketes zu 
gew#hrleisten. Seit dem 10. Februar sei der 
Rahmen f"r das Zukun&sinvestitionsgesetz in 
Schleswig-Holstein bekannt. Auf dieser Basis 
gestalteten die Kommunen und Maûnahmen-
tr#ger die konkreten Projekte. Die Landesre-
gierung werde daf"r sorgen, dass ein schnelles 
Verfahren ohne "berbordende B"rokratie 
m$glich ist. ¹Damit werden in Schleswig-Hol-
stein die Voraussetzungen getro'en, dass die 
Maûnahmen schnell konjunkturbelebend wir-
ken k$nnen und sichergestellt ist, dass schon 
2009 die H#l&e der Konjunkturmittel ausgege-
ben werden kannª, erkl#rte der Wirtscha&sex-
perte.
 Mit dem Geld und den ;nderungen bei der 
freih#ndigen und beschr#nkten Vergabe werde  
den Kommunen auch eine Menge Verantwor-
tung "bertragen. 
Drucksache: 16/2425

Johannes Callsen
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Schleswig!Holstein!
braucht!die!
Schuldenbremse
n  Die CDU-Fraktion setzt sich f"r eine verfas-
sungsrechtlich verankerte Schuldenbremse f"r 
Schleswig-Holstein ein. In der diesbez"glichen 
Debatte im Schleswig-Holsteinischen Landtag 
wurden groûe Unterschiede zum Koalitions-
partner SPD deutlich: ¹W#hrend die SPD-Frak-
tion die Devise verfolgt ¹Verschuldung heute 
- Konsolidierung sp#terª, halten wir dieses ver-
meintliche ¹Recht auf Schuldenmachenª f"r 
verantwortungslos und h$chst unglaubw"rdigª, 
stellte Fraktionschef Wadephul fest.

Bund, L#nder und Gemeinden h#tten "ber 
die letzten vier Jahrzehnte hinweg Kredite in 
geradezu beliebiger H$he aufgestockt. ¹F"r di-
ese Entwicklung tragen wir alle - "ber die Par-
teigrenzen hinweg  - Verantwortungª, bekannte 
der CDU-Fraktionsvorsitzende.

Die Zahlen seien ern"chternd: Kaum gebo-
ren, habe jeder Deutsche schon "ber 18.000 
Euro Schulden zu tragen, die ihm Bund, L#nder 
und Kommunen bescheren. Auf Schleswig-Hol-
stein laste ein Schuldenberg von gut 24 Milliar-
den Euro, f"r den j#hrlich "ber 1 Milliarde an 
Zinsen bezahlt werden m"ssten. 

Die bislang geltenden gesetzlichen Schulden-
regeln h#tten sich als nicht ausreichend erwie-
sen. Das habe auch das Bundesverfassungsge-
richt in seinem Urteil vom Juli 200< deutlich 
gemacht. ¹Wir m"ssen die Schuldenspirale be-
enden, damit die Schulden von heute nicht die 
Steuern von morgen und die Zinsen von jetzt 
f"r unsere Kinder und Enkelkinder sind. Es darf 
keine neuen Schuldenexzesse zulasten der nach-
folgenden Generationen geben. Der Gedanke 
der Nachhaltigkeit, der im Bereich des Umwelt- 
und Naturschutzes breiten Konsens gefunden 
hat, muss auch in der Finanzpolitik Maûstab 
unseres Handelns werdenª, forderte Wadephul 
vor diesem Hintergrund.

40 Jahre habe es fast gedauert, bis das Pro-
blem der Schuldenbegrenzung wieder ernstha& 
als Problem von Verfassungsrang diskutiert 
wurde.

  ªWer aber bei den schwierigen Verhand-
lungen dabei war, der weiû, dass auch die zu-
gesagten Hilfen in H$he von 80 Millionen Euro 
pro Jahr kein Zuckerschlecken waren. Insofern 
halte ich das gegenw#rtig Konzept der Altschul-
denhilfe f"r ausreichendª, so Wadephul. 
 Schleswig-Holstein k$nne und m"sse jedoch 
mit den zugesagten Hilfen einen ausgeglichenen 
Haushalt bis 2020 erreichen. Schlieûlich habe 
sich die Groûe Koalition Anfang Oktober 2008 
darauf verst#ndigt, bis 2015 einen ausgegli-
chenen Haushalt zu verwirklichen. ¹Wenn wir 
uns es nicht zutrauen, in 10 Jahren zu einem 
ausgeglichenen Haushalt zu kommen, wann 
sollen wir es denn sonst jemals scha'enª, fragte 
Wadephul.
 Die Politik d"rfe jetzt nicht den Kopf in den 
Sand stecken und kapitulieren. Letztendlich 
gehe es um die Glaubw"rdigkeit von Politik und 
um die Verantwortung f"r die nachfolgenden 
Generationen. 
  Die CDU-Landtagsfraktion sei davon "ber-
zeugt, dass eine wirksame Schuldenbremse mit 
gleichzeitiger Hilfe bei den Altschulden zu einer 
nachhaltigen und verantwortungsvollen Fi-
nanzpolitik f"hre. 
 Die CDU-Fraktion sei allerdings der Auf-
fassung, dass solch bindende Schuldenbegren-
zungsregeln f"r Schleswig-Holstein nur vom 
Landesparlament selbst beschlossen werden 
d"r&en. Denn das Haushaltsrecht sei das urei-
genste Recht der Landesparlamente.
Drucksache 16/248< und 16/2510 neu

NEWSLETTER

Seit Juni 2007 bietet die CDU-Landtagsfraktion einen E-Mail-News-
letter an: Über die gewohnten Informationen durch das INFO AK-
TUELL und themengebunden Faltblätter hinaus erhalten Sie über 
den E-Mail-Newsletter Aktuelles aus der Landespolitik sowie wei-
tere Zusatzinformationen. Melden Sie sich an unter
www.cdu.ltsh.de

Dr. Johann Wadephul

Schleswig-Holstein!ist!
auch!im!K#stenschutz!
gut!aufgestellt
n  ¹In den vergangenen vier Jahren ist im 
K"stenschutz viel erreicht worden.ª Mit die-
sen Worten fasste der CDU-Landtagsabgeord-
nete J"rgen Feddersen die Antwort der Lan-
desregierung zur Groûen Anfrage zum =ema 
¹Bilanz und Zukun& des K"stenschutzes in 
Schleswig-Holstein an Nord- und Ostseeª zu-
sammen.
 K"stenschutz sei eine Jahrhundertaufgabe, 
deshalb d"rfe man nicht in kleinen Zeitr#u-
men denken, so Feddersen. Im Weiteren un-
terstrich er die Bedeutung des Generalplans 
K"stenschutz, der laufend fortgeschrieben 
wird, f"r eine zukun&sorientierte Planung.
 Der K"stenschutz sei f"r viele Menschen 
in Schleswig-Holstein "berlebenswichtig, 
betonte der Nordfriese. ¹Genau aus diesem 
Grunde hat auch die CDU in der Vergangen-
heit dem K"stenschutz im Zweifel immer den 
Vorrang gegeben.ª Dieser Schutz sei nicht 
zum Nulltarif zu haben. So hat das Land allein 
im vergangenen Jahr rund 50 Mio. > in den 
K"stenschutz investiert.
 Bis 2024 sollen insgesamt 380 Mio. Euro 
Bundesmittel zus#tzlich f"r den K"stenschutz 
bereitgestellt werden. ¹Das bedeutet f"r unser 
Land zus#tzliche Mittel aus Berlin in H$he von 
5 Mio. > pro Jahrª, erkl#rte Feddersen.
 Einige f"r ihn wichtige =emen sprach der 
CDU-Abgeordnete im Folgenden an. So be-
komme er beim =ema Deichr"ckbaumaû-
nahmen immer eine G#nsehaut. Mit diesem 
=ema w"rden nur ;ngste gesch"rt. So rate 
er: ¹H#nde weg davon.ª
 Des Weiteren nannte er es einen gravie-
renden Fehler, dass in den <0er und 80er Jahren 
zweite Deichlinien vielfach abgetragen worden 
seien. Weitere Fehler d"r&en jetzt nicht durch 
die weitere Reduzierung der Wasserbauwerker 
geschehen. Deren Personalst#rke sei bereits in 
den vergangenen 20 Jahren stark ausged"nnt 
worden. Wasserbauwerker w"rden aber ben$-
tigt, um die anfallenden Arbeiten an der K"ste 
auszuf"hren. Sie w"rden erst Recht gebraucht, 
um in Katastrophenf#llen die weiteren Helfer 
richtig anzuweisen. Deshalb d"rfe es auf den 
Inseln und Halligen keine Wiederbesetzungs-
sperre geben, so Feddersen.
 Als ein ganz wichtiges =ema an der West-
k"ste sei der (#chenha&e K"stenschutz zu 
nennen, so Feddersen weiter. ¹Die Deiche 
m"ssen nicht nur hoch genug sein, vielmehr 
muss der Deich auch den bei st"rmischer See 
au(aufenden Wellen gen"gen.ª

weiter auf der n#chsten Seite
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n  Erneut debattierte der Schleswig-Holstei-
nische Landtag "ber den Stillstand der Kern-
kra&werke in Brunsb"ttel und Kr"mmel. Der 
Brunsb"ttler CDU-Landtagsabgeordnete Jens-
Christian Magnussen zeigte Unverst#ndnis 
"ber die immer noch andauernde Abschaltung 
und die endlosen und ergebnislosen Debatten: 
¹Wir haben uns hier im Plenum "ber die beiden 
Schadensf#lle gestritten, "ber Ursachen, Ge-
fahrenpotential und mangelnden Informations-
(uss. Aber immer noch stehen die beiden Mitte 
200< abgeschalteten Kernkra&werke still.ª

Beltquerung:!Das!Mega-Projekt!wird!sicher!sein

n  ¹Wir stehen f"r eine Au'orderung zum wei-
teren Aufschub nicht zur Verf"gung.ª Mit diesen 
Worten wies der verkehrspolitische Sprecher der 
CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen 
Landtag, Hans-J$rn Arp, einen erneuten Antrag 
von B"ndnis 90/Die Gr"nen zur Fehmarnbelt-
querung zur"ck. In diesem wurde eine wei-
tere Planungsverz$gerung gefordert. Zun#chst 
m"ssten nach Ansicht der Gr"nen Studien zur 
Sicherheit der Schi'fahrt abgewartet werden. Die 
Bef"rchtung der Gr"nen: Die Pfeilerdurchfahrt 
werde nur <20 Meter breit sein, deswegen seien 
Unf#lle zu bef"rchten.
 Hans-J$rn Arp dazu: ¹Gucken Sie raus, hinter 
mir liegt die Kieler F$rde. Die ist etwa so breit. 
Und nur zur Erinnerung: Die Fehmarnbeltbr"-
cke wird drei Kieler F$rden haben. Ein Kapit#n, 
der sein Schi' da nicht durch kriegt, hat es nicht 
verdient Kapit#n auf seinem Schi' zu sein. So 
einfach ist das.ª
 Arp r#umte ein, dass es ein Restrisiko gebe. 
Dieses Restrisiko sei vertretbar. ¹Es ist vertretbar 
vor dem Hintergrund, dass alles getan wird, um 
die Durchfahrt durch die Fehmarnbeltbr"cke so 
sicher wie m$glich zu machen. Es ist vertretbar, 
wenn man sich klarmacht, dass die Lotsen ± also 

Deshalb m"sse die Vorlandarbeit wieder st#r-
ker in den Mittelpunkt r"cken. Jeder Deich sei 
nur so wehrha& und so gut, wie sein Vorland.
Zus#tzlich zum K"stenschutz durch Deichbau 
halte die Landesregierung an den Sandaufsp"-
lungen fest. ¹Dazu gibt es nach meiner festen 
%berzeugung keine Alternativeª, erkl#rte Fed-
dersen. Gemeinsam mit den anderen Mitglie-
dern des Umwelt- und Agrarausschusses habe 
er sich Ende 2005 vor Ort in D#nemark "ber 
alternative K"stenschutzm$glichkeiten infor-
miert. ¹Den Stein der Weisen haben wir auch 
dort nicht gefunden.ª
 Untrennbar mit dem K"stenschutz verbun-
den sei auch der Klimawandel und der daraus 

resultierende Meeresspiegelanstieg. Und trotz 
verschiedener schwer zu kalkulierender Unsi-
cherheiten rechne auch die Landesregierung 
mit einem Meeresspiegelanstieg zwischen 18 
und 59 cm bis zum Jahr 2100. Allein dieses 
rechtfertige eine weit reichende und zukun&s-
orientierte Planung.
 Abschlieûend stellte der k"stenschutzpo-
litische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion 
fest: ¹Auch im K"stenschutz ist Schleswig-
Holstein gut aufgestellt. Dennoch sind An-
strengungen auch weiterhin erforderlich, um 
den Herausforderungen des Klimawandels 
fr"hzeitig zu begegnen.ª
Drucksache: 16/2403 und 16/2124 Jürgen Feddersen

Hans-Jörn Arp

diejenigen, die mit diesem =ema genauestens 
besch#&igt sind ± das Risiko als gut beherrsch-
bar bezeichnen. Und, sehr geehrte Kollegen von 
den Gr"nen, es ist insbesondere vertretbar im 
Angesicht der Chancen, die sich f"r Schleswig-
Holstein durch die feste Fehmarnbeltquerung 
bieten werden.ª
 Er freue mich auûerordentlich "ber die posi-
tive Bundesratsentscheidung zur Fehmarnbelt-
querung vom 14. Februar. ¹Damit hat dieses 
Jahrhundertprojekt die erste parlamentarische 
H"rde sehr deutlich genommen. Die T"r zu ei-
ner goldenen Zukun& f"r den Logistikstandort 
Schleswig-Holstein ist aufgestoûen. Die B"rge-
rinnen und B"rger unseres Landes k$nnen sich 
zu Recht auf ein verbessertes Entwicklungs-
potential freuenª, so Arp.
 Arbeitspl#tze w"rden gescha'en, Existenzen 
w"rden gesichert und die Jugend erhalte neue 
Perspektiven. Dieses Projekt ist von so zentraler 
Bedeutung f"r Schleswig-Holstein, dass es unsere 
volle politische Unterst"tzung erh#lt. Minister-
pr#sident Peter Harry Carstensen habe vor dem 
Bundesrat diese Bedeutung "berzeugend pr#sen-
tieren damit auch nahezu alle Bundesl#nder f"r 
die Fehmarnbeltquerung gewinnen k$nnen.

Die Planungen f"r dieses Mega-Projekt  h#t-
ten bereits im Jahr 1994 begonnen. Seitdem 
seien viele Studien angefertigt und Planungen 
durchgef"hrt worden. Die vermeintlichen 
Auswirkungen auf die Meeresstr$mungen und 
die Umweltvertr#glichkeit seien gepr"&, Ver-
kehrs- und Finanzierungsprognosen erstellt 
worden. Weitere Untersuchungen folgten: 
¹Am Ende wird feststehen, dass die Br"cke 
so sicher wie irgend m$glich istª, so der Ver-
kehrsexperte.
Drucksache: 16/2482

Stillstand!muss!detailliert!begr#ndet!werden
Dabei sei l#ngst deutlich, dass nach der interna-
tionalen Bewertungsskala INES beide St$rf#lle 
der Kategorie Null zuzuordnen waren, d.h., 
die St$rf#lle nur ohne oder von sehr geringer 
sicherheitstechnischer Bedeutung waren, be-
tonte Magnussen.
 Diese Entwicklung habe gezeigt, dass je-
der St$rfall in einem Kernkra&werk ± und 
sei er noch so gering ± lediglich die politische 
Stimmung anheizt. Dabei ist allgemein aner-
kannt, dass unsere 1< Kernkra&werke zu den 
sichersten in der Welt geh$ren.

 Magnussen machte deutlich: ¹Mit den Still-
st#nden verl#ngern sich die Laufzeiten in Bruns-
b"ttel um fast zwei Jahre bis zum Jahre 2012 
mit einer Reststrommenge von 12,00 TWh. In 
Kr"mmel verl#ngert sich die Laufzeit bis zum 
Jahre 2019 mit einer Reststrommenge von etwa 
88,00 TWh.ª Es ginge daher um die Frage, wann 
endlich die beiden Kernkra&werke wieder ans 
Netz gehen. Es ginge um das Problem des Aus-
falls der Steuereinnahmen f"r unser Land. Und 
es ginge um das Problem, dass solche langen Ab-
schaltzeiten nicht gerade als vertrauensbildende 
Maûnahmen f"r Kernkra&werke gelten k$nnen.

weiter auf der n#chsten Seite



5INFO AKTUELL 02|09

AUS DEM LANDTAG

Die!Politik!muss!den!Tierschutz!voranbringen!-!
nicht!die!Gerichte

¹Lange Stillst#nde erfordern detaillierte Be-
gr"ndungenª, so Magnussen weiter. Dem 
Betreiber danke der Abgeordnete f"r die in-
zwischen o'ene und transparente Informati-
onspolitik.
 Abschlieûend verdeutlichte Magnussen 
noch einmal eine der wichtigsten CDU-For-
derungen: ¹Wir ben$tigen ein allumfassendes 
¹Norddeutsches Energiekonzeptª unter Einbe-
ziehung aller Energiequellen. Und das feder-
f"hrend durch unseren Wirtscha&sminister 
Dr. Marnette in enger Abstimmung mit seinen 
norddeutschen Kollegen.ª

Drucksache: 16/239< und 16/2284neu Jens-Christian Magnussen

n  ¹Die Anmeldung des Schleswig-Holstei-
nischen Wattenmeeres als Weltnaturerbe ist 
auf dem Weg und hat gute Chancen, noch in 
diesem Jahr von der UNESCO anerkannt zu 
werdenª, freute sich Axel Bernstein, umweltpo-

n  In der 2. Lesung lehnte der Schleswig-Hol-
steinische Landtag in seiner 40. Tagung einen 
Gesetzentwurf von B"ndnis 90/Die Gr"nen zum 
Tierschutz - Verbandsklagerecht ab. Der land-
wirtscha&spolitische Sprecher der CDU-Land-
tagsfraktion Claus Ehlers sagte dazu: ¹Wir haben 
die Verantwortung f"r den Tierschutz aber auch 
f"r die Existenz unserer Landwirtscha&.ª
 ¹Tierhaltende Betriebe komplett in Frage zu 
stellen, wie einige Tiersch"tzer und Vegetarier 
das machen, *ndet keinesfalls unsere Zustim-
mungª, so Ehlers weiter. Diese Personen ver-
kn"p&en mit der Verbandsklage die Ho'nung, 
dem Rest der Menschheit vor den Gerichten 
eine vegetarische Lebensweise aufzwingen zu 
k$nnen. 
 Was er in den letzten Wochen zu h$ren und 
sehen bekam, sei in diese Richtung gegangen, 
betonte der Agrarexperte. O'ensichtlich war-
teten einige Tiersch"tzer nur darauf, sich endlich 
zu Prozesshanseln aufschwingen zu k$nnen.
 Ehlers sagte: ¹Die CDU will den Tierschutz 
weiter voranbringen, und setzt auf die Mitwir-
kung der Verb#nde. Wir wollen jedoch nicht 
unseren Forschungsstandort gef#hrden und wir 
wollen auch nicht unserer Landwirtscha& die 
Existenzgrundlage entziehen.ª 
 Die CDU stelle die Forschung in L"beck, Kiel 
und anderswo im Land nicht in Frage. Auch 
das Max-Planck-Institut f"r Biochemie habe 
in einem Schreiben diese Position gest"tzt und 
dringend gefordert, vom Klagerecht f"r Tier-

schutzverb#nde abzusehen. Es sehe ebenfalls die 
Forschung gef#hrdet.
 ¹Nicht alles, was in der Landwirtscha& ge-
schieht, wird von mir akzeptiertª, erkl#rte Ehlers 
weiter. Es gebe noch viel zu tun. Das sei jedoch 
Aufgabe der Politik und nicht der Verb#nde und 
auch nicht der Gerichte. 
 ¹Wer aber das bisher Erreichte ausblendet, 
verkennt die vielf#ltigen Mitwirkungsm$glich-
keiten der Verb#nde. Die Verb#nde seien in 
den Kommissionen nach § 15 Tierschutzgesetz 
beteiligt, die Verb#nde seien in den Tierschutz-
kommissionen der L#nder beteiligt und sie seien 
an Gesetzgebungsverfahren beteiligt und dar"-
ber hinaus sei der Tierschutz im Grundgesetz 
verankert. Drucksache: 16/2428 und 16/1224

Claus Ehlers

Watt!muss!nach!wie!vor!Weltnaturerbe!werden
litischer Sprecher der CDU-Landtagsfraktion. 
Der Landtag hatte bereits im November 200< 
einstimmig f"r das Naturerbe votiert, nachdem 
Minister Christian von Boetticher das Einver-
nehmen mit den Gremien in Ditmarschen 

und Nordfriesland bekannt geben konnte. In 
der letzten Plenartagung forderte der SSW in 
einem Antrag, die Kulisse f"r das Welterbe so 
zu #ndern, dass keine R#ume f"r die ?lf$rde-
rung ausgenommen werden.
 Bernstein betonte, dass die UNESCO einer 
Welterbekulisse mit Rohsto'gewinnung nicht 
zustimmen werde. Andererseits war auch be-
reits im November 200<, als das Plenum ein-
stimmig f"r die Anmeldung des Wattenmeeres 
votierte, bekannt, dass es ein Wattenmeer ohne 
Rohsto'gewinnung - allein aufgrund des Be-
standsschutzes f"r Mittelplate - derzeit nicht 
geben werde. 
 ¹Dieses ist kein Einzelfallª, betonte Bern-
stein. ¹Bereits im australischen Kakadu-Nati-
onalpark, der auch zum Weltnaturerbe geh$rt, 
wurde ein derartiges Anmeldeverfahren um 
einen Raum mit Rohsto'gewinnung herum 
praktiziert.ª 
 Auch in Schleswig-Holstein h#tten Vertre-
ter der UNESCO selbst empfohlen, Bereiche 
der Rohsto'gewinnung aus der Meldung zum 
Weltnaturerbe herauszunehmen, so der Um-
weltexperte der CDU-Landtagsfraktion Axel 
Bernstein. 
 Bernstein forderte den SSW auf, diesen An-
trag auch im Landtag zur"ckzuziehen, da das 
Anmeldeverfahren mit der aktualisierten Ku-
lisse bereits vorangetrieben werde. Denn mit 
der Anmeldekulisse falle keine Vorentschei-
dung "ber k"n&ige oder weitere Nutzung im 
Wattenmeer, so der Landtagsabgeordnete. 
 Leider beharrte der SSW auf seinem Antrag 
und stellte sich so gegen das Welterbe, indem 
er eine Gebietskulisse forderte, von der bereits 
bekannt ist, dass die UNESCO sie ablehnen 
w"rde. Der Landtag folgte dem Votum der 
CDU und stimmte mit 6< gegen 2 Stimmen des 
SSW gegen dessen Antrag und damit f"r eine 
erfolgsversprechende Welterbeanmeldung.
Drucksache: 16/2455

Axel Bernstein



INFO AKTUELL     Informationen Ihrer CDU-Landtagsfraktion

AUS DEM LANDTAG

Karriere!kann!man!nicht!per!Erlass!vorschreiben

n  In einem Antrag forderten B"ndnis 90/
Die Gr"nen die Landesregierung auf, die 
Gleichstellung von Frauen und M#nnern in 
F"hrungsebenen von Beh$rden und Unter-
nehmen voranzutreiben. Die Regierung solle 
bei der Besetzung von Vorstands- und Auf-
sichtsratsgremien durch das Land Frauen 
einen Vorrang einr#umen, solange in diesen 
Gremien mehr M#nner als Frauen vertreten 
sind. Auf Bundesebene solle sich die Landesre-
gierung f"r eine Frauenquote von 40 Prozent 
f"r F"hrungsposten in deutschen Aktienge-
sellscha&en einsetzen. 
 Die Landtagsabgeordnete Jutta Scheicht 
stellte f"r die CDU-Fraktion fest, dass Deutsch-
land, was die Quote von Frauen in F"hrungs-
positionen betri@, noch immer ein Entwick-
lungsland sei. Gerade einmal eine Frau habe 
es in die Vorstandsriegen der DAX-30 Unter-
nehmen gescha@. Auch die 200 gr$ûten deut-
schen Firmen seien fest in m#nnlicher Hand. 
Demgegen"ber seien mehr als die H#l&e der 
topausgebildeten jungen Menschen Frauen. 
Es sei also schon die Frage zu stellen, weshalb 
so wenige Frauen in F"hrungspositionen an-
kommen. Fest stehe jedoch: ¹Karrieren kann 
man nicht per Erlass vorschreiben, Frauen in 
Chefetagen auch nichtª, so Scheicht.
 Die von den Gr"nen aufgestellte Forderung 
nach gleichem Lohn f"r gleiche Arbeit sei be-
reits Inhalt eines von der groûen Koalition auf 
Bundesebene eingebrachten Antrags, Chancen 
von Frauen auf dem Arbeitsmarkt st#rken. 
Dieser Antrag umfasse 21 Forderungen zur 
Realisierung der Chancengleichheit f"r Frauen 
im Beruf. 

 ªDer Unterschied zu den Forderungen 
in Ihrem Antrag: wir setzen bei den Maû-
nahmen auf Freiwilligkeitª, stellte Scheicht 
fest.
Rechtsvorschri&en gebe es bereits genug. 
Jedes Land habe ein Gleichstellungs- oder 
Frauenf$rdergesetz, es gebe dazu (#-
chendeckend Gleichstellungsbeau&ragte. 
Weiterhin habe man ein Antidiskrimi-
nierungsgesetz und ein Bundesgleichstel-
lungsgesetz. 
 Die Forderung, sich auf Bundesebene 
f"r gesetzliche Regelungen einzusetzen, 
die auch die Privatwirtscha& zu verbind-
lichen Gleichstellungsmaûnahmen in ih-
rer Personalentwicklung verp(ichten, leh-
ne die CDU ab: ¹Ein Gleichstellungsgesetz 
f"r die Privatwirtscha& fand selbst 1998 in 
der rot-gr"nen Koalition des Bundestages 
keine Mehrheit. Der st#ndige Ruf nach 
Sanktionen und Quoten, die die Kollegen 
von B"ndnis 90/Die Gr"nen diesmal f"r 
Gremien des Landes und Bundes fordern, 
werden der Situation mit all ihren Facetten 
nicht gerecht.ª
 Scheicht verwies auf eine aktuelle Um-
frage des Meinungsforschungsinstituts 
Forsa im Au&rag der Initiative Neue So-
ziale Marktwirtscha&. Diese habe belegt, 
dass die Mehrheit der Befragten gegen eine 
Quotenregelung in der Privatwirtscha& 
sei. ¹Interessant daran ist, dass eine Quo-
tenregelung weder unter den Frauen noch 
unter den Gr"nen-W#hlern eine Mehrheit 
*ndetª, so Scheicht in Richtung der Gr"-
nen.

Jutta Scheicht

 Es werde Zeit, dass ein Bewusstseins-
wandel in der Gesellscha& und besonders 
in der Wirtscha& einsetze. ¹Frauen in F"h-
rungspositionen sind eine groûe Chance 
f"r jedes Unternehmen, Frauen sind hoch 
quali*zierte, leistungsf#hige, ehrgeizige, 
motivierte und kompetente Partner im 
Berufsleben, die vielf#ltige F#higkeiten 
besitzen. Vor dem Hintergrund der demo-
graphischen Entwicklung in Deutschland 
k$nnen Unternehmen heute und in Zu-
kun& nicht mehr auf das hohe Quali*ka-
tionsniveau von Frauen verzichten ± und 
sollten deshalb endlich wach werden und 
handelnª, erkl#rte die Abgeordnete.
Drucksache: 16/2485neu

Landesentwicklungsplan!und!Raum-
ordnungsbericht!sind!auf!einem!guten!Weg
n  Die CDU-Landtagsfraktion hat die An-
k"ndigung des Innenministers begr"ût, erst 
mit Beginn des Jahres 2010 die Bebauungs-
gr$ûen im Landesentwicklungsplan anzu-
rechnen. ¹Und zudem nicht mit 8 bzw. 13 
Prozent, sondern mit 10 bzw. 15 7ª, so der 
Landtagsabgeordnete Werner Kalinka am 25. 
Februar 2009 in der Debatte des Landtages.
 Die Kurskorrekturen des Innenministers 
zum Landesentwicklungsplan verdienten 
Lob. Dies gelte zudem zum Beispiel auch f"r 
die R"ckkehr zu bedarfsgerechten Gewerbe-
entwicklungen in kleinen D$rfern, die Auf-
nahme weiterer Landesentwicklungsachsen 
und zus#tzliche Impulse f"r den Tourismus. 
 Auch der Raumordnungsbericht ¹Zen-
tral$rtliches Systemª verdiene Anerkennung. 

Kalinka: ¹Ein gr"ndlicher, Argumente w#-
gender Bericht. Das Zentral$rtliche System 
hat sich bew#hrt, es soll langfristig gesichert 
und bestehen bleiben. Die Landesregierung 
schl#gt keine Abstufungen vor, dies ist beson-
ders hervorzuheben.ª 
 Auch wenn nicht alle W"nsche nach Auf-
stufungen erf"llt worden seien, so gebe es 
doch zumeist positive ¹Fingerzeigeª in dem 
Raumordnungsbericht. Dies gelte vor allem 
auch f"r strukturschw#chere Regionen. 
 Kalinka: ¹Es ist jedem frei gestellt, in den 
n#chsten Jahren andere Akzente vorzuschla-
gen oder vorzunehmen. Der Bericht ist aber 
eine ordentliche Grundlage f"r die weitere 
Entwicklung in Schleswig-Holstein. Insge-
samt ist festzustellen: Der Landesentwick-

Werner Kalinka

lungsplan und der Raumordnungsbericht 
sind auf gutem Wege.ª
Drucksache: 16/2483 und 16/2385
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Wilfried Wengler

n  Der Schleswig-Holsteinische Landtag debat-
tierte in seiner akuellen Sitzung eine Groûe An-
frage "ber den Stand und die Perspektiven der 
kulturellen Entwicklung Schleswig-Holsteins. 
Der Kulturpolitiker der CDU-Landtagsfrakti-
on Wilfried Wengler bezeichnete die Antwort 
der Landesregierung als einen hervorragenden 
%berblick "ber die unterschiedlichsten Facetten 
der Kulturlandscha& Schleswig-Holsteins sowie 
die grunds#tzlichen kulturpolitischen %berle-
gungen der Landesregierung. Leider sei eine Be-
teiligung der Kommunen, die dieses Gesamtbild 
abgerundet h#tte, ausgeblieben.
 R"ckblickend sei die Entscheidung, den Be-
reich Kultur beim Ministerpr#sidenten anzu-
siedeln, richtig gewesen. Allerdings zeige der 
Bericht auch, dass Kulturpolitik eine Quer-
schnittsaufgabe sei und Maûnahmen sich auch 
in den Haushalten des Bildungsministeriums, 
des Wirtscha&sministeriums, der Jugendmini-
sterin und des Landwirtscha&sministeriums *n-
den, betonte Wengler.
 Der CDU-Landtagsabgeordnete hob in sei-
ner Rede die Erfolge der Jugendkulturarbeit, die 
Teilhabe von sozial schwachen und bildungsfer-
nen Menschen, sowie die kulturellen Leistungen 
der Minderheiten in Schleswig-Holstein hervor, 
bevor er auf die kulturellen Partnerscha&en ein-
ging.
 ªIch freue mich, dass vielerorts bereits Wege 
gegangen werden, sodass die notwendige Tr#-
gerscha& der Kultur sowohl in der Spitze als auch 
in der Breite auf verschiedene Schultern verteilt 
wirdª, so Wengler. Alle m"ssten sich auch im 
Bereich der Kultur daran gew$hnen, dass der 
Staat nicht mehr in der Lage sei, alles zu regeln. 
¹Kulturelle Institutionen sind heute gefordert, 

Kultur!in!Schleswig-Holstein!hat!gute!Perspektiven%

ihr kreatives Denken auch daf"r zu nutzen, die 
wirtscha&liche F"hrung ihrer Einrichtung zu 
gew#hrleistenª, erkl#rte der CDU-Abgeordne-
te. Es gelte, sich dar"ber Gedanken zu machen, 
wie die Attraktivit#t einer Institution f"r weitere 
Kunden- / Besucherpotentiale gesteigert werden 
k$nne. Das solle nicht heiûen, der Popularit#t 
die Qualit#t zu opfern. Aber es k$nne z.B. f"r 
ein =eater bedeuten, ein pro*tables ¹seichtesª 
St"ck zu spielen, um damit einen Klassiker zu 
*nanzieren und der Nachfrage zu entsprechen.
 Kultur m"sse ein erfolgreicher Standortfaktor 
f"r Schleswig-Holstein bleiben. Hierbei werde 
die Partnerscha& von Staat und Privatwirtscha& 
in der Zukun& zunehmend an Bedeutung ge-
winnen m"ssen. Nur so k$nnte die Vielf#ltig-
keit der Kulturlandscha& in Schleswig-Holstein 
erhalten und weiter entwickelt werden. Privates 
M#zenatentum existiere schon seit langem. Es 
gelte, sich st#ndig weiter darum zu bem"hen. 
¹Privates *nanzielles Engagement kann aber nur 
zus#tzlich zur staatlichen F$rderung erfolgenª, 
betonte Wengler.
 In Schleswig-Holstein sei Kultur inzwischen 
ein bedeutender Wirtscha&s- und Standortfak-
tor, so der Kulturpolitiker weiter. In Verbindung 
mit einem weiteren bedeutenden Wirtscha&s-
faktor, dem Tourismus, sei die Bedeutung des 
=emas Kultur in den vergangenen Jahren stetig 
gestiegen. Die in 2008 begonnenen Vermark-
tungskampagnen f"r die Zielgruppen ¹Familieª, 
¹Best Agerª und ¹Anspruchsvolle Genieûerª 
erm$glichten eine di'erenzierte Einbindung 
kulturtouristischer Partner in das touristische 
Marketing Schleswig-Holsteins, erkl#rte Weng-
ler abschlieûend.
Drucksache: 16/22<6 und 16/2046

Den!strukturellen!Besonderheiten!Schleswig-
Holsteins!Rechnung!tragen
n  In seiner 40. Sitzung verabschiedete der 
Schleswig-Holsteinische Landtag ein neues 
Wohnraumf$rderungsgesetz. Der wohnungs-
baupolitische Sprecher der CDU-Landtagsfrak-
tion Wilfried Wengler sagte dazu: ¹Wir m"ssen 
den strukturellen Besonderheiten Schleswig-
Holsteins in dem Bereich Wohnungsbau Rech-
nung tragen, um so eine zielgerichtete und 
zukun&sf#hige Fortentwicklung der sozialen 
Wohnraumf$rderung zu erreichen. Daher ha-
ben wir das bisher geltende Bundesrecht nun 
durch ein eigenes Landesgesetz ersetzt.ª
 Wengler hob in seiner Rede nochmals die He-
rausforderungen hervor, vor denen der Landtag 
bei der Verabschiedung dieses Gesetzes stand: 
Dem demogra*schen, wirtscha&lichen und 

sozialen Wandel musste begegnet werden. Kin-
der- und Familienfreundlichkeit sowie Barriere-
freiheit und die Bed"rfnissen #lterer Menschen 
mussten ber"cksichtigt werden. Es ging um den 
Erhalt von Wohnquatieren und der Bewohner-
struktur, die Verbesserung der Arbeitsplatzsitu-
ation und die St#rkung von Bildung, Integration 
und Chancengleichheit. Und nat"rlich ging es 
auch um Klimaschutz und Energieeinsparung. 
¹Die Scha'ung eigenen Landesgesetzes wurde 
im Zuge der F$rderalismusreform vereinbartª, 
betonte der CDU-Experte. ¹Das Schleswig-Hol-
steinische Gesetz ist die landesspezi*sche Ant-
wort auf die geschilderten Herausforderungen.ª 
Bestehende Bundesgesetze h#tten daf"r nicht 
ausgereicht, betonte Wengler. 

Das neue schleswig-holsteinische Wohn-
raumf$rderungsgesetz de*niert F$rderziele, 
F$rdergegenst#nde und Gegenleistungen. 
Und es gibt der kommunalen Selbstverwal-
tung gr$ûere Ein(ussm$glichkeiten. Flexible 
L$sungen sind jetzt ebenso m$glich wie neue 
Kooperationsformen, z.B. Public Private 
Partnership.
 Ebenso enth#lt das Gesetz Neuregelungen 
f"r gef$rderte Altbest#nde. Die Verfahren zur 
sozialen Wohnraumf$rderung wurden ver-
einfacht und vereinheitlicht. ¹Allgemein ori-
entiert sich das Gesetz an den Grunds#tzen 
der F$rdere+zienz, Deregulierung und Ver-
waltungsvereinfachungª, so Wengler weiter. 
Folgenden Inhalte des Gesetzentwurfs be-
zeichnete der CDU-Mann als f"r ihn beson-
ders bedeutsam: 

Vorrangiges Ziel der k"n&igen Wohn-
raumf$rderung ist die Scha'ung und Mo-
dernisierung des selbst genutzten ebenso 
wie des vermieteten privaten Wohneigen-
tums. 
Es werden Regelungen gescha'en, die 
neue Gestaltungsm$glichkeiten im Be-
reich der Wohnraum-, Wohnumfeld- und 
Quartiersf$rderung enthalten. 
Die energetische Modernisierung der 
Wohnungsbest#nde ist ein Hauptschwer-
punkt der k"n&igen Wohnraumf$rde-
rung. 
Zur Bew#ltigung der demogra*schen 
Entwicklung soll sich die k"n&ige Wohn-
raumf$rderung verst#rkt auf Zielgruppen 
konzentrieren. 

 Mit der Vorlage dieses Gesetzes habe die 
Regierung einen weiteren Au&rag aus dem 
gemeinsamen Koalitionsvertrag erf"llt, so 
Wengler abschlieûend.
Drucksache: 16/2486
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vollst#ndig angen#hert hat und einen R"ckzug 
aus den l#ndlichen R#umen genauso ablehnt 
wie wir.ª Damit habe er wesentlich dazu bei-
getragen, dass sich die Unruhe innerhalb und 
auûerhalb der Polizei gelegt h#tte. Weiterhin 
begr"ûte der CDU-Politiker, dass regionalen 
Besonderheiten bei der weiteren Entwicklung 
landesweiter Standards Rechnung getragen 
w"rde. Lehnert betonte aber auch, mit diesem 
Bericht und den darin enthaltenden Leitlinien 
m"sse endlich ein Schlussstrich unter die schi-
er nicht enden wollenden Untersuchungen der 
Organstruktur gezogen werden. Nach insge-
samt drei Reformdiskussionen und der aktu-
ellen Diskussion um die Polizeistrategie 2012 
sei eine wachsende Distanz der Polizei gegen-
"ber den politischen Entscheidungsprozessen 
deutlich erkennbar. Daher sei dieser Bericht 

Peter Lehnert

ein wichtiges Signal f"r alle Besch#&igten der 
Landespolizei. 
 Der CDU-Innenexperte machte nochmals 
deutlich, dass sich die Politik der besonderen 
Verantwortung und F"rsorgep(icht f"r die Po-
lizei st#ndig bewusst sei. Lehnert betonte die 
Notwendigkeit eines zukun&sweisenden Per-
sonalkonzeptes. ¹Dabei sollten alle Fragen wie 
zum Beispiel die personelle und sachliche Aus-
stattung, die Bef$rderungssituation und die 
Frage der Einkommensentwicklung angespro-
chen werden. Diesen Dialog, an dessen Ende 
eine nachhaltige und sachgerechte L$sung ste-
hen muss, halte ich im Sinne einer deutlichen 
Verbesserung der Situation von Polizistinnen 
und Polizisten f"r dringend erforderlichª, so 
Lehnert abschlieûend.
Drucksache: 16/2452

Heike!Franzen:!¹Die!Potentiale!&lterer!
Menschen!erkennen!und!nutzenª

Heike Franzen

n  Die Altersgrenzen in Beruf und Ehrenamt 
sollen "berpr"& und m$glicherweise ge#ndert 
werden. Dies machte eine Debatte zum von 
der FDP gestellten Antrag ¹Engagement von 
Senioren in Beruf und Ehrenamt in Schleswig-
Holstein f$rdern ± AuYebung aller diskrimi-
nierenden Altersbeschr#nkungenª deutlich.
F"r die CDU-Fraktion stellte die sozialpoli-
tische Sprecherin, Heike Franzen, fest: ¹;ltere 
Menschen sind ein unverzichtbarer Schatz an 
Erfahrungen und Kompetenzen in unserem 
Land und in unserer Gesellscha&. Umso wich-
tiger ist es, die Potentiale #lterer Menschen 
zu erkennen und zu nutzen. Dazu geh$rt die 
aktive Einbindung #lterer Menschen in die 
Wirtscha&, die Gesellscha& und den Arbeits-
markt.ª

 Die Zahl der j"ngeren Menschen nehme ab. 
Gleichzeitig steige die Lebenserwartung der 
#lteren Menschen weiter an. Heute #lter zu 
werden gehe einher mit einem Gewinn an ge-
staltbarer Lebenszeit und biete somit auch ver-
mehrt Chancen und nicht nur Risiken, wie das 
gerne in der ?'entlichkeit dargestellt werde. 
Gerade die Innovationskra& und Produktivit#t 
;lterer k$nne auf Grund ihrer langj#hrigen Er-
fahrungen zu einer angemessenen Gestaltung 
der Arbeitsbedingungen und der gesellscha&-
lichen Entwicklung beitragen. ¹Darum muss es 
ein grundlegendes Ziel unserer Seniorenpolitik 
sein, die Entwicklung und Verankerung eines 
neuen Leitbildes des Alters voranzutreibenª, so 
Franzen.
 Aufgabe der Politik sei es, den Ver#nde-
rungsprozess zu f$rdern und mitzugestalten. 
Die Seniorenpolitik der Landesregierung  stel-
le sich dieser Aufgabe mit dem Projekt ¹;lter 
werden in Schleswig-Holsteinª und mit der 
intensiven Unterst"tzung sowohl des Landes-
seniorenbeirates als auch der Arbeit des Alten-
parlamentes.
 ¹Wir sollten eine Entscheidung dar"ber, 
wann und warum eine Altersbegrenzung dis-
kriminierend ist, nicht allein der Landesregie-
rung "berlassen, wie es in dem Antrag der FDP 
vorgesehen ist, sondern hier im Parlament breit 
diskutierenª, so Franzen. 
Drucksache: 16/2395

CDU!setzt!sich!durch!±!Polizeipr&senz!in!der!
Fl&che!bleibt!erhalten

n  ¹Besonders erfreulich istª, so Lehnert, ¹dass 
sich der Innenminister in einem Bericht zur Si-
tuation der Landespolizei bei der Frage der Po-
lizeipr#senz in der Fl#che der Position der CDU 


